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1. § 5 Zuverlässigkeit (zurück) 
 
Waffengesetz (WaffG) 
§ 5 Zuverlässigkeit 
(1) Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen Personen nicht, 
 

1.die rechtskräftig verurteilt worden sind 
a)wegen eines Verbrechens oder 
b)wegen sonstiger vorsätzlicher Straftaten zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem 
Jahr, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten Verurteilung zehn Jahre noch nicht 
verstrichen sind, 

 
2.bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie 
a)Waffen oder Munition missbräuchlich oder leichtfertig verwenden werden, 
b)mit Waffen oder Munition nicht vorsichtig oder sachgemäß umgehen oder diese 
Gegenstände nicht sorgfältig verwahren werden, 
c)Waffen oder Munition Personen überlassen werden, die zur Ausübung der tatsächlichen 
Gewalt über diese Gegenstände nicht berechtigt sind. 

 
(2) Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen in der Regel Personen nicht, 
1. a)die wegen einer vorsätzlichen Straftat, 
b) die wegen einer fahrlässigen Straftat im Zusammenhang mit dem Umgang mit Waffen, 
Munition oder explosionsgefährlichen Stoffen oder wegen einer fahrlässigen 
gemeingefährlichen Straftat, 
c) die wegen einer Straftat nach dem Waffengesetz, dem Gesetz über die Kontrolle von 
Kriegswaffen, dem Sprengstoffgesetz oder dem Bundesjagdgesetz 
zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, Geldstrafe von mindestens 60 Tagessätzen oder 
mindestens zweimal zu einer geringeren Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind oder 
bei denen die Verhängung von Jugendstrafe ausgesetzt worden ist, wenn seit dem Eintritt 
der Rechtskraft der letzten Verurteilung fünf Jahre noch nicht verstrichen sind, 
 

2. die Mitglied 
a) in einem Verein, der nach dem Vereinsgesetz als Organisation unanfechtbar verboten 
wurde oder der einem unanfechtbaren Betätigungsverbot nach dem Vereinsgesetz 
unterliegt, oder 
b) in einer Partei, deren Verfassungswidrigkeit das Bundesverfassungsgericht nach § 46 des 
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Bundesverfassungsgerichtsgesetzes festgestellt hat, 
waren, wenn seit der Beendigung der Mitgliedschaft zehn Jahre noch nicht verstrichen sind, 
 

3. Bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in den letzten fünf Jahren 
a)Bestrebungen einzeln verfolgt haben, die 
aa) gegen die verfassungsmäßige Ordnung gerichtet sind, 
bb) gegen den Gedanken der Völkerverständigung, insbesondere gegen das friedliche 
Zusammenleben der Völker, gerichtet sind oder 
cc) durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen 
auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden, 
b) Mitglied in einer Vereinigung waren, die solche Bestrebungen verfolgt oder verfolgt hat, 
oder 
c) eine solche Vereinigung unterstützt haben, 
 

4. die innerhalb der letzten fünf Jahre mehr als einmal wegen Gewalttätigkeit mit richterlicher 
Genehmigung in polizeilichem Präventivgewahrsam waren, 
 

5. die wiederholt oder gröblich gegen die Vorschriften eines der in Nummer 1 Buchstabe c 
genannten Gesetze verstoßen haben. 
(3) In die Frist nach Absatz 1 Nr. 1 oder Absatz 2 Nr. 1 nicht eingerechnet wird die Zeit, in 
welcher die betroffene Person auf behördliche oder richterliche Anordnung in einer Anstalt 
verwahrt worden ist. 
(4) Ist ein Verfahren wegen Straftaten im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 oder des Absatzes 2 
Nr. 1 noch nicht abgeschlossen, so kann die zuständige Behörde die Entscheidung über den 
Antrag auf Erteilung einer waffenrechtlichen Erlaubnis bis zum rechtskräftigen Abschluss 
des Verfahrens aussetzen. 
(5) Die zuständige Behörde hat im Rahmen der Zuverlässigkeitsprüfung folgende 
Erkundigungen einzuholen: 
1. die unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister; 
2. die Auskunft aus dem zentralen staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister hinsichtlich 
der in Absatz 2 Nummer 1 genannten Straftaten; 
3. die Stellungnahme der örtlichen Polizeidienststelle, ob Tatsachen bekannt sind, die 
Bedenken gegen die Zuverlässigkeit begründen; die örtliche Polizeidienststelle schließt in 
ihre Stellungnahme das Ergebnis der von ihr vorzunehmenden Prüfung nach Absatz 2 
Nummer 4 ein; 
4. die Auskunft der für den Wohnsitz der betroffenen Person zuständigen 
Verfassungsschutzbehörde, ob Tatsachen bekannt sind, die Bedenken gegen die 
Zuverlässigkeit nach Absatz 2 Nummer 2 und 3 begründen; liegt der Wohnsitz der 
betroffenen Person außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes, ist das Bundesamt 
für Verfassungsschutz für die Erteilung der Auskunft zuständig. 
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Die nach Satz 1 Nummer 2 erhobenen personenbezogenen Daten dürfen nur für den Zweck 
der waffenrechtlichen Zuverlässigkeitsprüfung verwendet werden. Erlangt die für die 
Auskunft nach Satz 1 Nummer 4 zuständige Verfassungsschutzbehörde im Nachhinein für 
die Beurteilung der Zuverlässigkeit nach Absatz 2 Nummer 2 und 3 bedeutsame 
Erkenntnisse, teilt sie dies der zuständigen Behörde unverzüglich mit (Nachbericht). Zu 
diesem Zweck speichert sie Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsname, Geburtsort, 
Wohnort und Staatsangehörigkeit der betroffenen Person sowie Aktenfundstelle in den 
gemeinsamen Dateien nach § 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes. Lehnt die 
zuständige Behörde einen Antrag ab oder nimmt sie eine erteilte Erlaubnis zurück oder 
widerruft diese, so hat sie die zum Nachbericht verpflichtete Verfassungsschutzbehörde 
hiervon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Die zum Nachbericht verpflichtete 
Verfassungsschutzbehörde hat in den Fällen des Satzes 5 die nach Satz 4 gespeicherten 
Daten unverzüglich zu löschen. 
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2. § 6 Persönliche Eignung (zurück) 
 
Waffengesetz (WaffG) 
 
§ 6 Persönliche Eignung 

 
(1) Die erforderliche persönliche Eignung besitzen Personen nicht, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass sie 
1. geschäftsunfähig sind, 
2. abhängig von Alkohol oder anderen berauschenden Mitteln, psychisch krank oder debil 
sind oder 
3. auf Grund in der Person liegender Umstände mit Waffen oder Munition nicht vorsichtig 
oder sachgemäß umgehen oder diese Gegenstände nicht sorgfältig verwahren können oder 
dass die konkrete Gefahr einer Fremd- oder Selbstgefährdung besteht. 
Die erforderliche persönliche Eignung besitzen in der Regel Personen nicht, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in ihrer Geschäftsfähigkeit beschränkt sind. 
Die zuständige Behörde soll die Stellungnahme der örtlichen Polizeidienststelle einholen. 
Der persönlichen Eignung können auch im Erziehungsregister eingetragene Entscheidungen 
oder Anordnungen nach § 60 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 des Bundeszentralregistergesetzes 
entgegenstehen. 
 

(2) Sind Tatsachen bekannt, die Bedenken gegen die persönliche Eignung nach Absatz 1 
begründen, oder bestehen begründete Zweifel an vom Antragsteller beigebrachten 
Bescheinigungen, so hat die zuständige Behörde der betroffenen Person auf Kosten der 
betroffenen Person die Vorlage eines amts- oder fachärztlichen oder fachpsychologischen 
Zeugnisses über die geistige oder körperliche Eignung aufzugeben. 
 

(3) Personen, die noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben, haben für die erstmalige 
Erteilung einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz einer Schusswaffe auf eigene Kosten ein 
amts- oder fachärztliches oder fachpsychologisches Zeugnis über die geistige Eignung 
vorzulegen. Satz 1 gilt nicht für den Erwerb und Besitz von Schusswaffen im Sinne von § 14 
Abs. 1 Satz 2. 
 

(4) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften über das Verfahren zur 
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Erstellung, über die Vorlage und die Anerkennung der in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Gutachten bei den zuständigen Behörden zu erlassen. 

 

3. zu § 5: Zuverlässigkeit (zurück) 
 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Waffengesetz 
 

(WaffVwV) 
 

Zu § 5: Zuverlässigkeit 

5.1 Die waffenrechtliche Zuverlässigkeit nach dieser Vorschrift ist unabhängig von der 
Zuverlässigkeitsprüfung auf Grund anderer Rechtsnormen zu prüfen. 

An die Zuverlässigkeit eines Ausländers sind grundsätzlich die gleichen Anforderungen zu 
stellen wie an die Zuverlässigkeit eines deutschen Staatsangehörigen. 

§ 5 Absatz 1 nennt die Fälle der absoluten Unzuverlässigkeit. Gegenstand eines 
Verbrechens oder einer sonstigen Straftat können alle entsprechenden Tatbestände des 
Strafrechts oder des Nebenstrafrechts sein. Liegt ein derartiger Fall absoluter 
Unzuverlässigkeit vor, so ist der Antrag für eine Erlaubnis nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 
abzulehnen. Eine bereits erteilte Erlaubnis ist nach § 45 Absatz 1 zurückzunehmen oder 
nach § 45 Absatz 2 Satz 1 zu widerrufen. 

Sofern die Erteilung einer Erlaubnis zum Waffenherstellungs- oder Waffenhandelsgewerbe 
beantragt wird (§ 21), ist die Zuverlässigkeit darüber hinaus nach allgemeinen 
gewerberechtlichen Grundsätzen zu prüfen. Hierzu sind regelmäßig auch Auskünfte aus 
dem Gewerbezentralregister einzuholen. Von besonderer Bedeutung sind die Fähigkeit und 
der Wille des Gewerbetreibenden zur Beachtung seiner Aufsichtspflicht gegenüber den für 
die Einhaltung der waffenrechtlichen Vorschriften verantwortlichen Beschäftigten; auf diese 
Weise wird auch auf eine verantwortungsvolle Ausübung der Weisungsbefugnis gegenüber 
jugendlichen Auszubildenden oder Arbeitnehmern nach § 3 Absatz 1 geachtet. 

5.2 In Absatz 1 ist – gerade auch in Abgrenzung zur Regelunzuverlässigkeit nach Absatz 2 – 
keine Härtefallregelung vorgesehen. 

Im Fall der Nummer 1 ist die rechtskräftig abgeurteilte Verletzung der Rechtsordnung von 
einem solchen Gewicht, dass das Vertrauen in die Zuverlässigkeit im Umgang mit Waffen 
und Munition für die Dauer der Zehn-Jahres-Frist als nicht wieder herstellbar anzusehen ist. 
Die inhaltliche Richtigkeit rechtskräftiger Verurteilungen der Strafgerichte ist insofern ebenso 
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wie in den Fällen des § 5 Absatz 2 Nummer 1 durch die Waffenbehörden weder im Hinblick 
auf die Verurteilung an sich noch im Zusammenhang mit dem ausgesprochenen Strafmaß in 
Frage zu stellen. 

Im Fall der Nummer 2 geht es um die auf Tatsachen gestützte Prognose eines spezifisch 
waffenrechtlich bedenklichen Verhaltens, aus dem mit hoher Wahrscheinlichkeit der Eintritt 
von Schäden für hohe Rechtsgüter resultiert, sei es durch das Verhalten des Antragstellers 
selbst (Buchstabe a und b erste Alternative) oder anderer (Buchstabe b zweite Alternative 
und Buchstabe c). Die Tatsachen müssen nachgewiesen und so erheblich sein, dass sie 
den Schluss auf die Unzuverlässigkeit des Antragstellers zulassen. 

§ 5 Absatz 2 nennt die Fälle der Regelunzuverlässigkeit. Hier wird die Unzuverlässigkeit 
widerlegbar vermutet. 

5.3 Die Behörde hat strafgerichtliche Feststellungen allenfalls dann ihrer Entscheidung nicht 
oder doch nicht ohne weitere Ermittlungen zugrunde zu legen, wenn für sie ohne Weiteres 
erkennbar ist, dass die Verurteilung auf einem Irrtum beruht, oder wenn sie ausnahmsweise 
in der Lage ist, den Vorfall besser als die Strafverfolgungsorgane aufzuklären. Eine 
Unterscheidung danach, ob die begangene Straftat aus dem beruflichen Umfeld des 
Verurteilten herrührt, ist vom Gesetz nicht vorgesehen. Auch die Heranziehung einer 
Verurteilung aus der Vergangenheit verletzt keine Aspekte des Vertrauensschutzes des 
Antragstellers. 

Nicht ausgeschlossen ist jedoch, dass im Einzelfall die Regelunzuverlässigkeitsvermutung 
ausnahmsweise durchbrochen werden kann. Die dazu vorliegende obergerichtliche 
Rechtsprechung hat diesen Ausnahmefall z.B. dann angenommen, wenn sich aus der 
Straftat, aus dem Strafverfahren oder aus sonstigen gewichtigen Gründen ergibt, dass sich 
der vorliegende Fall deutlich von den normalen Fällen, in denen die Vorschrift anzuwenden 
ist, abweicht. Eine bisher tadelsfreie Lebensweise genügt dafür nicht, auch nicht die 
Begehung von Straftaten ohne Waffenbezug wie z.B. das Vorenthalten oder die Verurteilung 
von Arbeitsentgelt oder Betrug. 

Bei Verurteilungen, die nur im Regelfall und nicht absolut zur Unzuverlässigkeit führen, ist in 
jedem Einzelfall durch die Behörde zu prüfen, ob besondere Umstände ausnahmsweise den 
Schluss auf die Zuverlässigkeit zulassen. In Fällen, die keinen Waffen-, Gewalt- oder 
Trunkenheitsbezug haben (z.B. bei bloßen Vermögens- oder Abgabedelikten) soll 
besonders genau geprüft werden, ob ein Regel- oder Ausnahmefall vorliegt. 

Bei Jugendlichen sind nur Strafen nach dem Jugendgerichtsgesetz (JGG) 
berücksichtigungsfähig. Andere Folgen einer Jugendstraftat dürfen in diese Beurteilung nicht 
einbezogen werden. 

Im Bezug auf die in § 5 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b genannten Straftaten ist zu 
beachten: Ist beim Strafmaß eine Verurteilung nicht waffenrechtlich relevant, so ist sie außer 
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Betracht zu lassen und lediglich auf die Summe der Einzelstrafen für die 
waffenrechtsrelevanten Straftaten abzustellen. 

5.4 In Nummer 2 reicht die bloße Mitgliedschaft in einer als verfassungswidrig anerkannten 
Organisation aus, wobei die Organisation die Verbotsmerkmale besessen haben muss, als 
der Betreffende Mitglied der Organisation war. 

Nummer 3 verlangt konkrete Aktivitäten mit entsprechender Zielrichtung in oder außerhalb 
einer Vereinigung. Während in § 5 Absatz 2 Nummer 2 die bloße Mitgliedschaft in einer als 
verfassungswidrig anerkannten Organisation ausreicht, verlangt § 5 Absatz 2 Nummer 3 
aktives, ziel- und zweckgerichtetes, nicht notwendigerweise aggressiv-kämpferisches 
Vorgehen in oder außerhalb einer Vereinigung gegen ein in Nummer 3 genanntes 
Schutzgut, ohne dass vorher zwingend ein Gericht entschieden hat. Damit können auch bei 
entsprechender Betätigung Mitglieder einer Vereinigung unterhalb der Funktionärsebene 
von der Vorschrift erfasst werden. 

In Nummer 5 sind auch Strafverfahren ohne Verurteilung und Ordnungswidrigkeiten zu 
berücksichtigen. Die Fünf-Jahres-Frist des § 5 Absatz 2 Nummer 1 gilt hier nicht. „Gröblich“ 
meint eine schuldhafte (vorsätzliche oder fahrlässige), nach objektivem Gewicht und 
Vorwerfbarkeit schwerwiegende, womöglich mit Nachdruck begangene Zuwiderhandlung. 
Für „wiederholt“ reicht eine einmalige Wiederholung aus, sodass schon der zweite Verstoß 
mit obigem Inhalt die Zuverlässigkeit ernstlich in Frage stellt. 

5.5 § 5 Absatz 5 enthält eine Regelung zu den Erkenntnisquellen, die nach Bundesrecht 
verpflichtend bei der Zuverlässigkeitsprüfung heranzuziehen sind. Diese Regelung nennt die 
nutzbaren Erkenntnisquellen nicht abschließend. Beispielsweise bietet sich ergänzend zur 
Anfrage bei der örtlichen Polizeidienststelle im Einzelfall eine Anfrage bei der zuständigen 
Landesbehörde für Verfassungsschutz nach dort vorhandenen Erkenntnissen im Hinblick 
auf Unzuverlässigkeitsgründe nach § 5 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b und Nummer 3 in 
Verbindung mit § 43 Absatz 2 an. Diese sollte insbesondere dann erfolgen, wenn sich 
entsprechende Hinweise aus den Stellungnahmen der nach § 5 Absatz 5 zwingend 
anzufragenden Stellen ergeben. Die Landesbehörde für Verfassungsschutz darf auf eine 
entsprechende Anfrage bei ihr vorhandene Erkenntnisse einschließlich personenbezogener 
Daten an die Waffenbehörde auf der Grundlage der Übermittlungsvorschriften des 
Landesverfassungsschutzgesetzes übermitteln; auf § 43 Absatz 2 wird hingewiesen. 

Die Anfrage der Waffenbehörde bei der örtlichen Polizei nach § 5 Absatz 5 Satz 1 Nummer 
3 kann auch über eine übergeordnete Polizeidienststelle (z.B. LKA) erfolgen. Sie stellt auf 
die Abfrage vorhandener Erkenntnisse ab. Dies sollte im Anschreiben an die Polizei mit 
aufgenommen werden. 
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4. zu § 6: Persönliche Eignung (zurück) 
 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Waffengesetz 
 

(WaffVwV) 
 
Zu § 6: Persönliche Eignung 

6.1 Hinsichtlich der nach § 6 Absatz 1 Satz 3 vorgesehenen Stellungnahme der örtlichen 
Polizeidienststelle wird auf die diesbezüglichen Ausführungen in Nummer 5.5 verwiesen. 

6.2 § 6 Absatz 1 Satz 2 ist letztlich funktionslos. Beschränkte Geschäftsfähigkeit gibt es nur 
bei Minderjährigen (§ 106 des Bürgerlichen Gesetzbuches – BGB); kein Fall der 
beschränkten Geschäftsfähigkeit ist § 105 Absatz 2 BGB. Hier ist jedoch durch die 
waffenrechtlichen Altersbeschränkungen bereits Vorsorge getroffen, um den Umgang mit 
Waffen durch noch nicht hinreichend reife Personen zu unterbinden. Nicht mit beschränkter 
Geschäftsfähigkeit zu verwechseln sind die Institute der Betreuung bzw. des 
Einwilligungsvorbehaltes nach § 1903 BGB. Hier kann allerdings – je nach Einzelfall – ein 
Mangel der Geschäftsfähigkeit zugrunde liegen. In diesen Fällen soll die Waffenbehörde 
beim Vormundschaftsgericht Erkundigungen einholen. Ergeben sich in Bezug auf die 
Geschäftsfähigkeit keine klaren Aussagen aus den Unterlagen des Vormundschaftsgerichts, 
so ist das Vorgehen nach § 6 Absatz 2 eröffnet. 

6.3 Ein amts- oder fachärztliches oder fachpsychologisches Zeugnis ist in den Fällen des § 6 
Absatz 2 vorzulegen, wenn entweder Tatsachen bekannt sind, die Bedenken gegen die 
persönliche Eignung begründen (z.B. amtliche Feststellung einer Blutalkoholkonzentration 
von mindestens 1,6 ‰ oder wiederholt auch von weniger als 1,6 ‰ im Zusammenhang mit 
einer Verhaltensauffälligkeit) oder wenn begründete Zweifel an beigebrachten 
Bescheinigungen bestehen. Wird das Zeugnis während der von der Waffenbehörde 
gesetzten Frist nicht vorgelegt, gilt die persönliche Eignung als nicht nachgewiesen. 

6.4 Unter Beachtung der nach § 6 Absatz 3 Satz 2 bestehenden Ausnahme bei 
Schusswaffen nach § 14 Absatz 1 Satz 2 sind Gutachten nach § 6 Absatz 3 z.B. notwendig 
für 

–  verantwortliche Personen nach § 10 Absatz 2 Satz 3, die das 25. Lebensjahr noch 
nicht  vollendet haben; 

–  Büchsenmacher, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und als 
 Sportschütze den privaten Erwerb und Besitz einer Sportwaffe begehren; 

– die Erteilung einer WBK an Sportschützen/Biathleten unter 25 Jahren; 
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–  die Erteilung einer WBK für Erben, Sammler etc. unter 25 Jahren; 

–  die Erteilung einer Gelben WBK für Personen unter 25 Jahren, es sei denn, sie soll 
 eine inhaltliche Beschränkung enthalten, dass nur der Erwerb und Besitz von 
 Schusswaffen im Sinne von § 14 Absatz 1 Satz 2 zulässig ist (vgl. Nummer 14.1 
Absatz  2 Satz 1); 

–  die Erteilung einer uneingeschränkten Waffenherstellungs- oder 
 Waffenhandelserlaubnis an Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
 haben; 

–  die Zustimmung zur Überlassung von Schusswaffen an Mitarbeiter von 
 Bewachungsunternehmen gemäß § 28 Absatz 3 Satz 2, sofern diese das 25. 
 Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

Auf einen Jäger, für den § 6 Absatz 3 gemäß § 13 Absatz 2 Satz 1 nicht gilt, ist § 6 Absatz 3 
auch dann nicht anzuwenden, wenn er eine entsprechende Schusswaffe in anderer 
Eigenschaft (z.B. als Sportschütze) erwerben will, da die persönliche Eignung einer Person 
insoweit nur einheitlich beurteilt werden kann. 

Die Begriffe „Zeugnis“ und „Gutachten“ werden beide vom Gesetz- und Verordnungsgeber 
gebraucht. Entscheidend ist, dass das der zuständigen Behörde vorzulegende Zeugnis über 
die Eignung nur die für eine Entscheidung der Behörde erforderlichen Ergebnisse des 
Gutachtens enthalten darf. 

Es umfasst sowohl in den Fällen des Absatzes 2 – hier handelt es sich um die konkrete 
Fragestellung der Behörde – als auch des Absatzes 3 des § 6 – hier stellt sich kraft 
Rechtsvorschrift die Frage der hinreichenden Reife – nur die Antworten zu der jeweiligen 
Fragestellung. Hierbei ist streng zu differenzieren: Bei der Fragestellung nach § 6 Absatz 3 
geht es um die Prüfung, ob der Antragsteller die geistige Reife aufweist, die von einem 
Menschen verlangt werden kann, der eine Schusswaffe erwerben und besitzen will, die in § 
14 Absatz 1 Satz 2 nicht genannt ist. Sie ist von der Prüfung, ob eignungsausschließende 
Merkmale nach § 6 Absatz 2 vorliegen, deutlich zu unterscheiden. Im Regelfall wird keine 
Exploration des Antragstellers verlangt, sondern eine eher summarische Prüfung, ob 
Anhaltspunkte vorliegen, die Bedenken an der erforderlichen Eignung begründen. Erst wenn 
begründete Bedenken bestehen, kommt eine weitergehende Untersuchung (Exploration) in 
Betracht. Erforderlich ist die wertende Aussage, ob eine Eignung vorliegt oder nicht. 

Außerdem sind Angaben zum Umfang der Untersuchung und der Methode, nach der das 
Gutachten erstellt wurde, erforderlich. Das Zeugnis muss weiter die Bestätigung nach § 4 
Absatz 4 Satz 2 AWaffV enthalten, dass der Gutachter in keinem Behandlungsverhältnis zu 
dem Begutachteten stand oder steht und dass sich der Gutachter nach § 4 Absatz 5 Satz 1 
AWaffV einen persönlichen Eindruck von dem Begutachteten verschafft hat 
(Vorstellungspflicht). 

 



 

 
11 

 

Das Gutachten selbst verbleibt beim Gutachter und wird entsprechend den 
standesrechtlichen Vorschriften aufbewahrt. 

6.5 Ein Zeugnis nach § 6 Absatz 2 ist nur dann von Ärzten/ Psychologen der in § 4 Absatz 2 
AWaffV genannten Fachrichtungen zu erstellen, wenn Fragen der Begutachtung der 
geistigen Eignung überhaupt betroffen sind; in Fällen, in denen ausschließlich die 
körperliche Eignung zum Schießen zweifelhaft ist (z.B. infolge eines Augen- oder 
Ohrenleidens), kommen dagegen auch Gutachten von Ärzten der entsprechenden 
Fachrichtung in Betracht. 

6.6 Die Prüfung der Waffenbehörde beschränkt sich in den Fällen sowohl des Absatzes 2 
als auch des Absatzes 3 des § 6 auf die Feststellungen, dass der Gutachter einer der 
rechtlich vorgeschriebenen oder der angeordneten Fachrichtungen angehört, die Methodik 
der Begutachtung benannt, die persönliche Vorstellung des zu Begutachtenden, das 
Nichtbestehen eines Behandlungsverhältnisses versichert und ein eindeutiges Urteil zur 
Eignung oder Nichteignung abgegeben hat. Die erforderliche Sachkunde nach § 4 Absatz 2 
Satz 2 AWaffV sowie bestimmte Fachqualifikationen als Gutachter in 
Waffenangelegenheiten bestimmen sich nach den Maßgaben der jeweiligen Berufs- und 
Standesorganisation; dasselbe gilt für die Begutachtungsstandards und die anerkannten 
Begutachtungsmethoden einschließlich standardisierter oder halbstandardisierter 
Testverfahren. 

Bis zum Vorliegen ergänzender Regelungen des Bundes können die Waffenbehörden im 
Zusammenhang mit den letztgenannten Erfordernissen grundlegend ohne weitere Prüfung 
davon ausgehen, dass alle Angehörigen der in § 4 Absatz 2 Satz 1 AWaffV genannten 
Fachrichtungen beim Erreichen der entsprechenden Fachabschlüsse die zur Begutachtung 
in waffenrechtlichen Fragestellungen erforderliche Qualifikation besitzen und dass es sich 
bei den von diesen Gutachtern ggf. benutzten Testverfahren auch um anerkannte 
Testverfahren im Sinne etwa des § 4 Absatz 5 Satz 3 AWaffV handelt. Ein Anzweifeln der 
ausreichenden Qualifikation des konkret auftretenden Gutachters einer zugelassenen 
Fachrichtung oder die Ablehnung eines von diesem ausgewählten Testverfahrens werden 
somit im Regelfall nur bei Existenz konkreter Zweifel geboten sein. 

6.7 Ein Mangel an persönlicher Eignung kann sich auch daraus ergeben, dass die für den 
Umgang mit Waffen und Munition erforderliche Kenntnis der deutschen Sprache in Wort und 
Schrift fehlt und dieser Mangel im Einzelfall nicht durch Hilfspersonen, z.B. den Betriebsleiter 
in einer Büchsenmacherei, ausgeglichen wird; dieser Gesichtspunkt gilt in erster Linie bei 
Erlaubnissen für einen dauerhaften Umgang mit Waffen in Deutschland, nicht jedoch etwa 
bei Fällen vorübergehenden Aufenthalts z.B. zur Teilnahme an einer jagdlichen oder 
schießsportlichen (Wettkampf oder Training), Brauchtums- oder Sammlerveranstaltung. 

6.8 Ausnahmen für Dienstwaffenträger sind in § 4 Absatz 7 AWaffV geregelt. Der 
sogenannte „Amtsbonus“ ist auf Soldaten nicht anzuwenden (Begr. BR-Drs. 415/03). 


